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Rosa Luxemburg und die Beziehungen zwischen den deutschen Linkssozialisten und den russischen Bolschewiki, Mai 1918 – März 1919

(Referat auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz in Woronesh, Russische Föderation, am 21. Mai 2009 von Ottokar Luban)
Ende April 1918 kam nach Aufnahme der diplomatischen Beziehungen zwischen dem revolutionären Russland und dem deutschen Kaiserreich Adolphe A. Joffe als Botschafter des revolutionären Russlands nach Berlin. Gleich nach seinem ersten offiziellen Besuch im Auswärtigen Amt führte sein nächster Weg in die Privatwohnung des zur Spartakusführung gehörenden 72jährigen Literatur- und Parteihistorikers Franz Mehring. Mit den anderen prominenten Spartakusführern wie Rosa Luxemburg, Karl Liebknecht und Leo Jogiches konnte er nicht in Verbindung treten. Denn sie befanden sich in Haft, Clara Zetkin wohnte im fernen Stuttgart in Süddeutschland und war auf Grund ihres Herzleidens nicht reisefähig. Joffe nahm auch Kontakt zu den Führern der linken Unabhängigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (USPD) auf, aber nicht zur SPD, der Partei von Ebert und Scheidemann.
 Damit konnten die Bolschewiki erstmals nach der siegreichen Oktoberrevolution 1917 einen direkten und kontinuierlichen Kontakt zu den deutschen Linkssozialisten herstellen.

Am 1. Mai 1918 waren die führenden Genossen der Spartakusgruppe und der USPD, wie Joffe nach Moskau berichtete, zu einem festlichen Abendessen in die Botschaft, auf der die rote Fahne gehisst war, eingeladen. „… es wurden Reden gehalten, kämpferische Worte, gute revolutionäre Losungen waren zu vernehmen – darin sind die Deutschen Meister…“ Eine wirkungsvolle sozialistische Opposition konnte der neue russische Botschafter in Deutschland nicht erkennen. Die USPD hielt er für „prinzipienlos“, ihre Politik sei „von Schwankungen gekennzeichnet… Die Spartakisten sind völlig zerschlagen, der größere Teil von ihnen befindet sich zur Zeit im Gefängnis, die übrigen [Spartakisten] sind eingeschüchtert und kraftlos.“
    
Joffe hatte die deutschen Linken an einem Tiefpunkt ihrer Entwicklung angetroffen. Denn USPD und Spartakusgruppe waren wegen ihrer Beteiligung an den Massenstreiks von Ende Januar, Anfang Februar 1918 von den massivsten staatlichen Unterdrückungsmaßnahmen seit Kriegsbeginn betroffen. Viele ihrer aktiven Mitglieder waren strafweise an die Front geschickt oder zu Gefängnisstrafen verurteilt worden. Dies bewirkte sowohl eine direkte personelle Schwächung der Linken als auch eine starke Einschüchterung der Arbeiterschaft. In der folgenden Zeit war mit der Unterzeichnung des Diktatfriedens mit Russland am 3. März und mit der am 21. März 1918 beginnenden, in den Zeitungen propagandistisch groß herausgestellten Westoffensive der deutschen Armee in der Bevölkerung die Hoffnung auf einen Siegfrieden erneut geschürt worden. Diese Siegeshoffnungen dauerten bis Anfang Oktober 1918 an, so dass die Linkssozialisten erst für den nächsten Winter 1918/1919 mit einer revolutionären Entwicklung in Deutschland rechneten. 

Aus den Briefen des Botschafters Joffe nach Moskau an Tschitscherin und Lenin, aus einer Korrespondenz der Spartakusführer Käte und Hermann Duncker und aus Berichten der Berliner Politischen Polizei geht hervor, dass es während der Monate Mai bis zur Ausweisung der russischen Botschaft am 5. November 1918 intensive Kontakte Joffes und anderer Bolschewiki zu den linkssozialistischen deutschen Genossinnen und Genossen gegeben hat. Von der USPD forderte Joffe, ohne Beachtung der vorherrschenden Stimmung in der Arbeiterschaft, ein ständiges Drängen auf revolutionäre Massenaktionen, war aber permanent unzufrieden mit der Politik der USPD. Dies zeigt sich z. B. in seinem Bericht nach Moskau 3. September 1918: „Die Unabhängigen sind ganz hoffnungslos und untauglich als revolutionäre Partei. Die Besten von ihnen wie [Georg] Ledebour [Reichstagsabgeordneter und stellvertretender Parteivorsitzender der USPD] sind Parlamentarier par excellence. Sie verstehen nichts anderes.“ Deshalb würden sie die Gelegenheiten für Massenaktionen nicht nutzen. Auch die Spartakusgruppe wurde von Joffe als zu ängstlich und ihre Flugblätter als zu wenig revolutionär eingeschätzt.
  

Doch der Repräsentant der bolschewistischen Regierung tat der USPD und der Spartakusgruppe Unrecht. Er unterschätzte das Ausmaß und die Auswirkungen der andauernden scharfen Repressionsmaßnahmen gegenüber den deutschen Linkssozialisten sowie den Grad ihrer organisatorischen Schwäche. Dennoch hatte die USPD nach dem Massenstreik Ende Januar, Anfang Februar 1918 eine starke Radikalisierung ihrer Politik vollzogen. Im Namen seiner Fraktion bekannte sich der Partei- und Fraktionsvorsitzende Hugo Haase im Reichstag zum politischen Massenstreik als Mittel zur Erreichung des Friedens, das Friedensdiktat von Brest-Litowsk mit Russland wurde im Reichstag von der USPD verurteilt und abgelehnt, die revolutionäre russische Regierung bei jeder Gelegenheit verteidigt. So propagierte Ledebour im Juli 1918 im Parlament den internationalen Massenstreik für den Fall eines Angriffs der deutschen Armee auf das revolutionäre Russland und prophezeite die dann folgende deutsche Revolution. Über diese radikalen Reichstagsreden wurde ausführlich in den USPD-Zeitungen berichtet, weil für die Wiedergabe von Parlamentsansprachen die ansonsten anzuwendenden Zensurbestimmungen nicht galten (obwohl die zuständigen Militärbehörden mehrfach trotzdem Veröffentlichungsverbote aussprachen). Ähnlich scharfe Äußerungen der USPD wären in den Reden auf Versammlungen oder als gedruckte Erklärungen der Parteigremien wegen der Polizeizensur nicht möglich gewesen. Die von Joffe kritisierte Konzentration auf radikale Erklärungen im Parlament hatte also durchaus den Sinn, über die anschließende Veröffentlichung in den Parteizeitungen eine breite Wirkung in der Arbeiterschaft zu erzielen. In ihrer politischen Haltung schwankte die Parteiführung der Unabhängigen Sozialdemokraten zwischen der Hoffnung auf einen Verständigungsfrieden unter den Bedingungen des amerikanischen Präsidenten Wilson einerseits und der Erwartung einer revolutionären Entwicklung nach dem kommenden harten Winter andererseits. Doch als die militärische Niederlage Deutschlands Anfang Oktober für die Öffentlichkeit bekannt wurde, verschärfte sich die Tonart verschärfte sich die Tonart der USPD-Agitation noch einmal deutlich. Seit Oktober beteiligte sich die USPD-Führung sogar an den Beratungen der linkssozialistischen Betriebsvertrauensleute der Metallarbeitergewerkschaft („revolutionären Obleute“) über einen revolutionären Massenaufstand in Berlin.
 
Die Spartakusgruppe war im August 1918 erneut von der Politischen Polizei zerschlagen worden und konnte erst am 12. und 13. Oktober in Berlin auf einer illegalen Reichskonferenz die Kräfte wieder etwas sammeln, blieb aber organisatorisch schwach. Nach der Entlassung des amnestierten Karl Liebknecht aus dem Zuchthaus am 23. Oktober 1918 wirkten der populäre Liebknecht und weitere führende Spartakusmitglieder ebenfalls im Kreis der revolutionären Obleute mit.

Unterstützung der deutschen Linkssozialisten durch die russische Botschaft 
Sowohl an der russischen Botschaft wie bei der von Joffe eingerichteten Nachrichtenagentur ROSTA (vorher PTA) war eine größere Zahl von deutschen Linken in verschiedenen Funktionen tätig, so Emil Eichhorn und Frau Breitscheid von der USPD sowie die der Spartakusführung angehörenden Mitglieder Ernst Meyer und Käte Duncker, weiterhin die Vertrauensperson der Spartakusführung Fanny Jezierska sowie Eugen Leviné. Das bedeutete einerseits eine gute Verbindung zwischen der bolschewistischen Botschaft und den Linkssozialisten, brachte jedoch – wie Rosa Luxemburg aus dem Gefängnis heraus beklagte
 - andererseits einen Abzug der Energien für die deutsche revolutionäre Bewegung. Denn die deutschen Mitarbeiter/innen widmeten sich besonders intensiv ihren Aufgaben in der Botschaft oder der ROSTA.
 

Auf drängende Anfragen Lenins zum Stand der revolutionären Agitation in Deutschland konnte Joffe Anfang Juni, sieben Wochen nach seiner Ankunft in Berlin, antworten, dass die Spartakusgruppe gerade ein Flugblatt gedruckt und er selbst ebenfalls eins für die Spartakusgruppe verfasst habe, auch einen Artikel für die Leipziger Volkszeitung. „Wir haben einige legale Zeitschriften gegründet und haben vor, weitere zu gründen, ich subventioniere einige ihrer Organe …“ Clara Zetkin und Franz Mehring würden publizistisch für die revolutionäre Sache sehr aktiv sein, er selbst könne jedoch nur wenig Artikel beisteuern, da er mit seinen diplomatischen Aufgaben zu sehr beschäftigt sei. Je einen Artikel von Clara Zetkin und Mehring sowie die Rede eines deutschen Genossen – höchstwahrscheinlich aus dem Reichstag - schickte er zur Veröffentlichung in Russland nach Moskau.

Mitte Juni meldete Joffe nach Moskau, dass „unter dem Firmendach PTA [Petersburger Telegraphenagentur, später ROSTA] ein großes Informationsbüro“ die Arbeit aufnehmen würde. Ziel sei die  „Unterrichtung Europas über die Bol’ševiki und Informationen über Europa für uns…“ Dazu bereitete Joffe selbst „die Herausgabe von russischem Material vor (Dekrete, Ihre Broschüren und Reden, die Arbeiten Trotzkijs usw.)“.  Zusammen mit dem Schreiben schickte Joffe die neueste Flugschrift der Spartakusgruppe und versicherte Lenin: „Alles, was ich konnte, habe ich getan.“
 

Von psychologisch entscheidender Bedeutung für das Gelingen der deutschen Revolution am 9. November 1918 in Berlin war die Bewaffnung der Revolutionäre. Seit dem Sommer 1918 bereiteten in Berlin oppositionelle linke Vertrauensleute der Gewerkschaften in der Rüstungsindustrie einen revolutionären Massenaufstand für Frieden und Demokratie vor. Während Gewerkschaftsführung und Gewerkschaftsbürokratie die Politik der kaiserlichen Regierung unterstützten, hatten diese linken Vertrauensleute bereits im Sommer 1916 einen  kleinen politischen Sympathiestreik für Karl Liebknecht in Berlin durchgeführt und nach einem größeren Streik im April 1917 sogar Ende Januar, Anfang Februar 1918 einen Massenstreik für den Frieden mit 400.000 Beteiligten in Berlin und mit insgesamt einer ¾ Million Streikenden in ganz Deutschland organisiert. Dabei arbeiteten die linken Betriebsleute mit der USPD und der Spartakusgruppe zusammen, behielten aber immer ihre Autonomie. 

Rosa Luxemburg war seit der ersten russischen Revolution von 1905/1906 eine der aktivsten Propagandistinnen des politischen Massenstreiks in der deutschen und internationalen Sozialdemokratie. Auch während des Weltkrieges agitierte sie in vielen Flugblättern für Massenaktionen für Frieden und Freiheit, so wie der berühmte Beschluss des Kongresses der Sozialistischen Internationale von 1907 alle sozialistischen Parteien verpflichtete. Einen direkten Einfluss auf die Betriebe hatten Rosa Luxemburg und die Spartakusgruppe allerdings nicht.

Nach der Niederschlagung des Massenstreiks im Januar / Februar 1918 hatten die Hauptträger dieser Bewegung, die linken oppositionellen gewerkschaftlichen Vertrauensleute der Berliner Metallindustrie begonnen, ab Frühsommer 1918 die nächste Massenaktion zu planen, diesmal als politischen Massenstreik mit anschließender von den Arbeitermassen getragener bewaffneter revolutionärer Erhebung zur Erreichung von Frieden und Demokratie. Ihr Anführer war Emil Barth, der Nachfolger für den strafweise zum Militär einberufenen Richard Müller. Außerdem arbeiteten die USPD-Politiker Ernst Däumig und Georg Ledebour in der Aufstandsleitung mit. Die Bewaffnung sollte in erster Linie für die Auseinandersetzungen mit der als absolut kaisertreu eingeschätzten Polizei dienen. Bei den in Berlin stationierten Truppen hoffte man auf ein Überlaufen zu den Demonstranten. Diese Bewaffnung wurde als unabdingbare Voraussetzung für ein Gelingen des Massenaufstandes angesehen.

Die Obleute hatten von Juli bis Mitte September 1918 – allerdings vergeblich - versucht, das Geld für die Waffenkäufe in Holland von den Finanziers der deutsprachigen sozialistischen Zeitung Der Kampf zu bekommen.
 Wahrscheinlich hatten die oppositionellen Betriebsobleute lange Zeit die Aufnahme eines Kontaktes zur russischen Botschaft gescheut, weil diese einer intensiven Überwachung durch die Politische Polizei ausgesetzt war.
 Doch Mitte September kam es zu einem Treffen Barths mit dem führenden Vertreter der Bolschewiki Pjetr Schtudschka.
 Hierbei muss Barth gegenüber Schtudschka die Finanzierung der Waffenkäufe angesprochen haben. Denn Joffe hat später im Dezember 1918 erklärt, dass Barth ihm bei ihrem einzigen Gespräch im Rahmen des Liebknecht-Empfangs in der russischen Botschaft am 24. Oktober 1918 Vorwürfe gemacht habe, „dass ich [Joffe] ihm die von ihm bei einem namhaften Mitgliede der Kommunistischen Partei gelegentlich dessen Besuches in Berlin erbetene Summe von zwei Millionen seinerzeit nicht ausgehändigt hatte.“
 Laut den Daten der aufgefundenen Waffenrechnungen, erfolgte dann der Ankauf in der Zeit vom 21. September bis 31. Oktober.
 Auf Grund der Schtudschka-Berichte, der Waffenrechnungen und der Bemerkung Joffes kann erstmals der Zeitraum der Waffenfinanzierung mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit auf die Zeit vom 21.9. bis 31.10.1918 datiert werden. Joffe selbst erwähnt allerdings erst am 13. Oktober in seinem Brief an Lenin die Geldzuwendung für die „Bewaffnung“.
 Die Gelder für die Waffenkäufe wurden höchstwahrscheinlich im Auftrage von Joffe über den USPD-Reichstagsabgeordneten und Rechtsanwalt Oscar Cohn, dem juristischen Vertreter der Botschaft, zu den revolutionären Obleuten transferiert, wobei die Kenntnis darüber auf ganz wenige Eingeweihte beschränkt blieb. Joffe hat Anfang Dezember 1918 in öffentlichen Erklärungen die an die revolutionären Obleute übergebene finanzielle Unterstützung für die Waffenkäufe mit mehreren hunderttausend Mark angegeben.
 

Die Kritik an der bolschewistischen Revolutionspolitik

Für die deutschen Linken war ein wichtiger Kritikpunkt an der Politik der bolschewistischen Regierung deren Eingehen auf die von deutscher Seite aufoktroyierten harten Friedensbedingungen von Brest-Litowsk und die Zusammenarbeit mit den Deutschen im Rahmen der Anfang September 1918 ratifizierten Zusatzverträge. Hierzu gab es vor allem interne kritische Äußerungen vom Liebknecht und, besonders prononciert, von Leo Jogiches, sowie öffentlich von Rosa Luxemburg in der illegalen Zeitschrift Spartacus, wobei als Ursache die ausbleibende deutsche Revolution gesehen wurde.
 Auch in Kreisen der führenden Unabhängigen Sozialdemokraten wurden wegen des als zu nachgiebig beurteilten Kurses der Bolschewiki bei den Zusatzverträgen ähnliche Bedenken erhoben. Diese wurden sowohl von den USPD-Zeitungen wie von der Mehrheit einer nichtöffentlichen Reichskonferenz Mitte September 1918 geteilt. Zwar sprach sich die Konferenz auch gegen den roten Terror in Russland aus, lehnte jedoch die mehrfach öffentlich geäußerte massive Kritik Karl Kautskys, Eduard Bernsteins und Heinrich Ströbels an den Bolschewiki ab und begrüßte die bolschewistische Revolution grundsätzlich.

Obwohl die USPD in ihrer großen Mehrheit die Politik der Bolschewiki unterstützte und aus Gründen der Solidarität ihre punktuellen Bedenken kaum öffentlich machte, prägten die Publikationen der wenigen kritischen Mitglieder wie Karl Kautsky und Eduard Bernstein wegen ihrer Prominenz das Bild nach außen. Vergeblich hatte der USPD-Vorsitzende Hugo Haase, trotz einiger Kritikpunkte ein Bewunderer der sozialistischen Politik Lenins, an Kautsky appelliert, seine Bolschewiki kritischen Veröffentlichungen zurückzustellen. 
Gegen Kautsky und andere Unabhängige Sozialdemokraten setzten sich von der Spartakusführung die prominenten Mitglieder Franz Mehring und Clara Zetkin publizistisch besonders intensiv zugunsten der Bolschewiki ein, was der russische Botschafter Joffe anerkennend in einem Brief an Lenin hervorhob: „Solche Leute wie Zetkin oder Mehring begreifen wunderbar den Geist der russischen Revolution und ihre Bedeutung, und sind vollkommen mit uns.“
   
Doch die offizielle Proklamierung und vor allem die Praktizierung des roten Terrors durch die bolschewistische Regierung nach dem Attentatsversuch auf Lenin stieß nicht nur bei Rosa Luxemburg, sondern bei mehreren führenden Spartakusmitgliedern auf Ablehnung, wie die Sekretärin der Zimmerwalder Bewegung Angelica Balabanoff nach einem Aufenthalt in Berlin in einem Brief an Lenin vom 19. Oktober nach Moskau berichtete.
 Luxemburg und ebenfalls Jogiches blieben in diesem Punkt auch nach der deutschen Novemberrevolution  1918 bei ihrer Kritik an den Bolschewiki, wie ihr polnischer Genosse Henryk Walecki in Gesprächen mit ihnen in Berlin Ende November erfuhr.
 Das von Rosa Luxemburg Mitte Dezember 1918 verfasste Programm des Spartakusbundes, das spätere Parteiprogramm der KPD, betonte die seit Beginn ihrer politischen Tätigkeit entwickelten und publizierten basisdemokratischen Sozialismusauffassungen mit einer klaren Ablehnung jeglicher Art von Minderheitenherrschaft und vorbeugendem Terror, von der Luxemburg und Jogiches nie abgewichen wären. Diese Programmpunkte wurden deshalb von einigen Gründungsparteitagsteilnehmern als indirekte Kritik an den Bolschewiki aufgefasst.
 Bei aller Unterschiedlichkeit zwischen Luxemburg und Lenin in der Frage des Demokratiekonzepts überwog das Interesse der Spartakusführung am Gelingen der russischen Revolution als eines ersten Schrittes zur internationalen Revolution. Diese von kritischer Solidarität geprägte Einstellung brachte Anfang September 1918 der besonders Bolschewiki kritische Jogiches prägnant zum Ausdruck: Das „sozialistische Russland“, sei  „zwar ein krüppeliges, aber immerhin doch unser Kind.“

Das lange vergebliche Warten Joffes auf die deutsche Revolution

Nachdem sich Ende September, Anfang Oktober 1918 die Niederlage der Mittelmächte Deutschland, Österreich-Ungarn und seiner Verbündeten abzeichnete, in Deutschland erstmals eine quasi-parlamentarische Regierungsumbildung vorgenommen und ein Waffenstillstandsangebot von Seiten der Deutschen vorbereitet worden war, setzten Lenin und die Führung der Bolschewiki voll auf den Erfolg der Revolution in Deutschland und richteten ihre gesamte Politik darauf aus.
 Während in den Moskauer Zeitungen das Bevorstehen der Revolution in Deutschland verkündet wurde, kamen nicht nur vom Botschafter Joffe, sondern auch von anderen bolschewistischen Beobachtern aus Berlin wie Wladimir P. Miljutin, Angelica Balabanova und Julian Marchlewski äußerst skeptische Berichte über den Stand der revolutionären Entwicklung im deutschen Kaiserreich.
 

 Am 19. Oktober meinte Joffe in einem Schreiben an Lenin anhand der ihm vorliegenden Informationen wiederum, ,,…dass es bei dieser Stimmung noch sehr weit bis zum Aufstand ist.“
 Noch im Botschafterbericht Nr. 21 vom 28. Oktober 1918 blieb er bei dieser pessimistischen Einschätzung, „…dass die Revolution hier in Deutschland sich verspätet und auf jeden Fall eine Frage von Monaten ist.“ Nur falls die nationale Verteidigung und eine Militärdiktatur ausgerufen werde, würde es schnell zur revolutionären Explosion kommen.
 Joffe hielt die USPD immer noch für zu zaghaft und die Organisation der Spartakusgruppe für zu schwach. Selbst die linken Vertrauensleute in den Betrieben sahen in ihrer Mehrheit auf einer konspirativen Sitzung am 2. November noch keine ausreichende Aktionsbereitschaft in der Berliner Arbeiterschaft. 
Der russische Botschafter Adolphe A. Joffe musste also am 6. November nach seiner Ausweisung Deutschland in dem Bewusstsein verlassen, dass trotz seiner vielfältigen Aktivitäten zur Stärkung der deutschen radikalen Linken die Aussicht auf einen revolutionären Umsturz äußerst ungewiss geblieben, eher negativ einzuschätzen war. Allerdings hatte Joffe für die nächste Phase der Revolution vorgesorgt, als er zwischen seiner Ausweisung am 5. und seiner Abreise am 6. November 1918 dem USPD-Reichstagsabgeordneten und Rechtsanwalt Oscar Cohn für die Förderung der deutschen Revolution ½ Million Mark übergab
 die offensichtlich in erster Linie an die Spartakusgruppe - ab 11. November Spartakusbund, ab 31. Dezember 1918 KPD - gingen. Damit konnte die Spartakusführung, die als informelle Gruppe innerhalb der USPD über keinerlei Parteigelder verfügte, gleich nach dem revolutionärem Umsturz vom 9. November 1918 in Berlin mit den schwierigen und langwierigen Vorbereitungen für die Herausgabe einer Tageszeitung und dem Aufbau einer Organisation beginnen.
 Dennoch konnten die russischen Gelder nicht die im Krieg in den Gefängnissen und an der Front verschlissenen Spartakusanhänger ersetzen. 
Auch für die vorrevolutionäre Zeit hatten die Bemühungen des bolschewistischen Botschafters einen Anteil an der Stärkung der linkssozialistischen Kräfte in Deutschland: Das Drängen Joffes auf ein offensives revolutionäres Vorgehen der Unabhängigen Sozialdemokraten hat – trotz seiner kontinuierlichen Klagen über diese Partei – seine Wirkung im Sinne einer Aktivierung und Radikalisierung erzielt, wie die Analysen der US-Historiker Morgan und Wheeler zeigen.
 Weiterhin haben Joffe und weitere Bolschewiki erheblich dazu beigetragen, dass die kritische Haltung prominenter Unabhängiger Sozialdemokraten wie Kautsky und Bernstein zur bolschewistischen Politik in der USPD nicht die Oberhand gewann, sondern dass die von den Linken Franz Mehring und Ernst Däumig – trotz punktueller Vorbehalte - repräsentierte Zustimmung, Sympathie und Solidarität überwog. Wichtig war die finanzielle Unterstützung durch die russische Botschaft auch für die durch behördliche Maßnahmen behinderte, eingeschränkte und unterdrückte Agitation der Linkssozialisten. Zum einen für die USPD, die offensichtlich Gelder für mehrere Presseorgane erhielt. Zum anderen für die Spartakusgruppe, für deren einzige in Stuttgart erscheinende legale Zeitung Sozialdemokrat sowie für illegale linksradikale Flugschriften und Broschüren, für die wahrscheinlich ab Frühjahr 1918 keine Finanzmittel mehr aus linksbürgerlichen pazifistischen Kreisen flossen.
 

Am bedeutendsten von allen Unterstützungsmaßnahmen für die deutschen Linkssozialisten sind die Geldzuwendungen aus der russischen Botschaft für die Waffenbeschaffung bei den revolutionären Obleuten einzuschätzen. Die linken Betriebsleute fühlten sich in dem geplanten Aufstand nur bei einer relativ guten Bewaffnung ausreichend für die Konfrontation mit der kaisertreuen Polizei gerüstet. Die Bewaffnung besaß eine entscheidende psychologische Bedeutung und war eine der Voraussetzungen für die revolutionäre Aktionsbereitschaft der Berliner Arbeiterschaft am 9. November 1918 in Berlin. 

Zwischen der deutschen Novemberrevolution 1918 und der Gründung der Kommunistischen Internationale im März 1919
Nach Ausweisung und Abreise des russischen Botschafters am 5. bzw. 6. November 1918 gab es bis Mitte Dezember keine beständigen Kontakte mehr zwischen der Spartakuszentrale und den russischen Bolschewiki. Denn ein reaktionärer Beamter des Auswärtigen Amtes blockierte alle telegraphischen Anfragen aus Moskau an die Mitglieder der Spartakusführung. Mit der Ankunft Karl Radeks am 19. Dezember in Berlin war die Verbindung wiederhergestellt. Auf Grund einer Einladung des Vollzugsrates der Berliner Arbeiter- und Soldatenräte hatte eine russische Rätedelegation die Reise nach Berlin angetreten, war aber von den deutschen Truppen nicht nach Deutschland durchgelassen worden. Nur Radek gelang es, sich nach Berlin durchzuschlagen und sofort die direkte Verbindung zur Spartakusführung und zu den Bremer Linksradikalen aufzunehmen. Von Berlin aus konnte Radek über Boten – wenn auch sehr unregelmäßig – Informationen nach Moskau schicken und von dort welche empfangen.  

Der Spartakusbund war wie in der Kriegszeit nach der erfolgreichen deutschen Revolution am 9. November 1918 zunächst weiter in der USPD geblieben, um eine Mehrheit dieser Partei für eine revolutionäre Politik zu gewinnen. Radeks Einfluss trug mit dazu bei, dass die Gründung einer eigenständigen Kommunistischen Partei in Deutschland am 30. Dezember 1918 zustande kam. Doch erschien ihm die Par​teigründung, auf die er selbst gedrängt und die er selbst durch Einbeziehung der Bremer "Internationalen Kommunisten Deutschlands" gefördert hatte, nachträg​lich doch als verfrüht. Denn auf dem KPD-Gründungsparteitag hatten die ultraradikalen syndikalistischen Elemente, die eine Wahlbeteiligung und eine Mitarbeit in den Gewerkschaften ablehnten, eine klare Mehrheit. Deshalb gab Radek ein negatives Urteil ab: "Der Parteitag demonstrierte grell die Jugend und Unerfahrenheit der Partei. Die Verbindungen mit den Massen war äußerst schwach....Ich fühlte nicht, daß hier schon eine Partei vor mir war."

Bei den spontan aufgeflammten Januarkämpfen 1919 in Berlin sah es am Anfang so aus, als ob die Masse der Berliner Arbeiterschaft einen Sturz der Regierung Ebert-Scheidemann wollte. Rosa Luxemburg zögerte zunächst, unterstützte aber nach zwei Tagen diese Forderung und agitierte dann in den schärfsten Tönen nicht nur gegen die rechte SPD, sondern auch gegen die USPD, die die Massenaktion unterstützte. Als ein weiterer Kampf nach drei Tagen aussichtslos erschien, schlug Radek am 9. Januar in einem Brief der KPD-Führung vor, in der Parteizeitung „Die Rote Fahne“ zum Abbruch des Kampfes aufzurufen. Denn in der Arbeiterschaft wäre keine ausreichende Mehrheit für die Aktion vorhanden und eine Fortführung des Kampfes würde nur zur Schädigung des revolutio​nären Poten​tials führen. Doch  Rosa Luxemburg lehnte den Vorschlag ab.

Auch Radeks hartnäckiges Drängen auf eine Zustimmung der KPD-Führung zur Gründung der Kommunistischen Internationale blieb bei den führenden deutschen Genossinnen und Genos​sen der KPD ohne Wirkung. Rosa Luxemburg und die KPD-Zentrale hielten die Gründung einer Kommunistischen Internationale für verfrüht.
Darüber hatte sie wahrscheinlich die Bolschewiki in Moskau bereits Ende Dezember 1918 durch eine Vertrauensperson der Spartakuszentrale, den Kunsthistoriker Eduard Fuchs, informieren lassen. Fuchs war nach Moskau geschickt worden, um mit Lenin und den führenden Bolschewiki zu konferieren. Fuchs überbrachte Mitte Januar 1919 nicht nur Informationen aus Moskau nach Berlin, sondern auch erhebliche finanzielle Mittel zur Unterstützung der deutschen Genossen. Anfang Februar 1919 bat der nach dem Tode Liebknechts und Luxemburgs als Vorsitzender der weitgehend zerschlagenen KPD fungierende Leo Jogiches nochmals die Führung der Bolschewiki um weitere umfangreiche Finanz​mittel.
 

Die finanzielle Unterstützung durch Moskau förderte bei der KPD-Führung aller​dings nicht im geringsten die Bereitschaft, den Wünschen der russischen Genossen entgegen​zukommen. Als Radek hartnäckig versuchte, die Unterschrift der deutschen Kommunisten unter der Ein​ladung zur Gründung einer Kom​munisti​schen Inter​nationale und damit praktisch eine Vorab-Zustimmung zu gewinnen, scheiterte er damit. Die Einladung wurde erst am 25. Februar 1919 in der "Roten Fahne" veröffentlicht - ohne die Unterschrift der KPD (Sparta​kusbund). Auch nach dem Tode Luxemburgs und Liebknechts stimmte die KPD-Führung geschlossen gegen die Gründung einer Kommunistischen Internationale. Nach Meinung der Spartakusführer war die Zeit für diese neue soziali​stische Internationale noch nicht gekom​men. Denn in den westli​chen Ländern bekannten sich nicht die Massen, sondern nur kleine Per​sonengruppen und sektenartige Parteien zur kommunistischen Auffassung. Der KPD-Delegierte Hugo Eberlein hatte ein gebundenes Mandat der KPD-Zentrale, in Moskau gegen die Gründung der Kommunistischen Internationale zu stimmen. Nach langem Überreden durch die Mitdelegierten enthielt er sich der Stimme, gab aber nicht seine Zustimmung.
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